
1549/23 UVZ-Nr. 210/2023 

Niederschrift 

vom 15. November 

über 

eine Hauptversammlung der 

capsensixx AG 

vom 30. Oktober 2023 

Notar 

Kristof Schnitzler 

mit Amtssitz 

in 

Frankfurt am Main 

begab sich am 30. Oktober 2023, auf Ersuchen der Verwaltung der im Handelsregister des 

Amtsgerichts Frankfurt am Main unter HR B 110 258 eingetragenen capsensixx AG („Gesell-

schaft") in die Kanzleiräume der  Baker Tilly  Rechtsanwaltsgesellschaft mbH im Hochhaus 

ONE,  24. Etage, Brüsseler Str. 1-3, 60327 Frankfurt, um dort die nachfolgende Niederschrift 

über die auf 10:00 Uhr (MESZ) einberufene Hauptversammlung der Gesellschaft aufzunehmen. 



1. Präsenz 

In der Hauptversammlung waren anwesend 

1.1 vom Aufsichtsrat 

Herr Rudolf Locker, Aufsichtsratsvorsitzender (persönlich anwesend) 

Herr Gregor Langer, Aufsichtsratsmitglied (persönlich anwesend) 

Herr  Prof. Dr.  Hermann Wagner, Aufsichtsratsmitglied (erschien um 10.06 Uhr) 

1.2 vom Vorstand 

Herr Martin Stürner, Vorstandsmitglied (persönlich anwesend) 

2. Eröffnung 

Der Vorsitzende des Aufsichtsrates, Herr Locker („Versammlungsleiter"), eröffnete 

die ordentliche Hauptversammlung um 10:00 (MESZ) und übernahm unter Hinweis 

auf § 18 Abs. 1 S. 1 der Satzung der Gesellschaft die Versammlungsleitung, stellte 

sich vor und begrüßte sodann die Aktionäre und Aktionärsvertreter. 

3. Einberufung 

Der Versammlungsleiter gab bekannt, dass die Hauptversammlung durch Veröffentli-

chung im Bundesanzeiger am 20. September 2023 form- und fristgerecht einberufen 

worden sei. Ein Belegexemplar der Einberufung werde zum notariellen Protokoll (An-

lage 1)  genommen. 

4. Gegenanträge; Ergänzungsverlangen 

Bekannt zu machende Ergänzungsverlangen seien ebenso wie mitteilungspflichtige 

Gegenanträge oder Wahlvorschläge nicht eingegangen. Seit der Einberufung waren 

über die Internetseite die zugänglich zu machenden Unterlagen verfügbar. Sie lagen 

auch am Wortmeldetisch bereit. 

5. Präsenzbereich 

Der Versammlungsleiter erklärte, dass Präsenzbereich der Hauptversammlung aus-

schließlich dieser Saal sei. Stimmabgaben seien nur hier im Saal möglich. Alle Aktio-

 

2 



näre, die sich im Präsenzbereich aufhalten, nehmen an der Hauptversammlung teil. 

Bild- und Tonaufzeichnungen wurden nicht erstellt. 

6. Teilnehmerverzeichnis 

Der Versammlungsleiter wies darauf hin, dass das Teilnehmerverzeichnis sich in Ar-

beit befände. Die Präsenz werde er spätestens vor der ersten Abstimmung bekannt ge-

ben. Das Teilnehmerverzeichnis werde beim Woitineldetisch zur Einsicht ausgelegt 

werden. Ebenso werde mit eventuellen Nachträgen verfahren werden. 

7. Art der Abstimmungen 

Der Versammlungsleiter erklärte sodann, dass Reihenfolge, Art und Form der Ab-

stimmung nach Maßgabe von § 18  II  der Satzung durch den Versammlungsleiter be-

stimmt werde, wobei er sich das Recht vorbehalte die Abstimmungsmethode, sofern 

dies sachgerecht erscheint, später zu ändern. 

Nach der Satzung gewähre je eine Stückaktie eine Stimme. Die Abstimmung solle un-

ter Verwendung der vorliegenden Stimmabschnittsbögen im Wege des Subtraktions-

verfahrens erfolgen. Hierbei würden die NEIN-Stimmen und Stimmenthaltungen hier 

in diesem Raum eingesammelt und gezählt werden. Die JA-Stimmen ergäben sich 

dann nach Abzug der NEIN-Stimmen und der Enthaltungen von der Gesamtzahl der 

abgegebenen gültigen Stimmen. 

Die Auszählung der Stimmen werde mit Hilfe einer Datenverarbeitungsanlage unter 

Aufsicht des Notars vorgenommen. Der Versammlungsleiter werde das Abstim-

mungsverfahren unmittelbar vor der Abstimmung näher erläutern. 

8. Verlassen der Hauptversammlung 

Der Versammlungsleiter führte aus, dass sollte man die Versammlung verlassen wol-

len, man sich bitte am Ausgang abmelden bzw. eine Vollmacht erteilen solle. Dies 

gelte für den gesamten Verlauf der Versammlung, also auch nach der Stimmabgabe, 

und zwar bis zu dem Zeitpunkt, zu dem er die Versammlung ausdrücklich schließe. 

Sollte man beim Abgang die Präsenzfeststellung nicht ermöglichen, gelte man weiter 

als anwesend. Ihre Stimmen werden dann bei den Abstimmungen grundsätzlich als 

JA-Stimmen gewertet. 

Der Versammlungsleiter führte ferner aus, dass sie aus aktienrechtlichen Gründen ge-

halten seien, das Teilnehmerverzeichnis korrekt zu führen und bat um Unterstützung 
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hierbei. Hierzu gehöre das Abmelden bei Verlassen der Versammlung sowie das An-

melden bei der Rückkehr oder es werden Vollmachten erteilen, deren Formulare in 

den Stimmunterlagen vorbereitet wurden. 

Sollte man die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft bevollmächtigen möchten, so 

könne man das entsprechende Formular ausfüllen und es zusammen mit den Stimmun-

terlagen den Mitarbeitern am Ausgang übergeben. Sollte man eine beliebige dritte 

Person bevollmächtigen möchten, gebe man dieser Ihre Stimmunterlagen. Das ausge-

füllte Vollmachtsformular gebe man bitte den Mitarbeitern am Ausgang. 

Er wies ferner darauf hin, dass die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der 

Gesellschaft nur bis zum Eintritt in die Abstimmungen über die Tagesordnung mög-

lich sei. Die im EDV-System hinterlegten Voten werden in die Abstimmungen einbe-

zogen. 

9. Wortmeldungen 

Der Versammlungsleiter bat um eine Wortmeldung am Wortmeldetisch, sollte ein 

Anwesender zu einem der Tagesordnungspunkte sprechen wollen. 

10. Redezeitbeschränkung 

Die Redezeit sei grundsätzlich nicht begrenzt, jedoch werde darum gebeten mit Rück-

sicht auf alle Teilnehmer der Hauptversammlung, die Zeit nicht über Gebühr zu bean-

spruchen. Er bat darum, die Ausführungen auf höchstens 15 Minuten zu begrenzen. 

11. Erstpräsenz 

Inzwischen sei das Teilnehmerverzeichnis fertig gestellt. Der Versammlungsleiter gibt 

nun die Erstpräsenz bekannt. 

Von dem Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 3.090.000,00 EUR, welches in 

3.090.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt ist, waren vertreten: 

2.792.665 Aktien mit ebenso vielen Stimmen. Dies entsprach 90,38 % des eingetrage-

nen Grundkapitals der Gesellschaft. Das Teilnehmerverzeichnis läge während der 

Hauptversammlung am Wortmeldetisch zur Einsicht aus. 

12. Eintritt in die Tagesordnung 

Der Versammlungsleiter verkündigte sodann den Eintritt in die Tagesordnung und rief 

Tagesordnungspunkt TOP 1, „Beschlussfassung über die Aufhebung des Beschlusses 

4 



vom 13. Oktober 2020 zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien unter Aus-

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie über einen erneuten Ermächtigungsbe-

schluss", auf: 

12.1 Bericht des Vorstands 

Der Vorstand habe zum Tagesordnungspunkt 1 einen Bericht erstattet, der mit der 

Einberufung bekannt gemacht worden sei und der auch in der heutigen Hauptver-

sammlung zur Einsichtnahme ausläge, sodass der Versammlungsleiter diesen, genau 

wie den Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat, als bekannt voraussetze. 

12.2 Debatte zu TOP 1 

Nunmehr eröffnete der Versammlungsleiter die Debatte zu TOP 1. Er stellte fest, dass 

es keine weiteren Wortmeldungen und Fragen gab und bat den Notar, dies in der Nie-

 

derschrift festzuhalten. Sodann schloss der Versammlungsleiter die Debatte. 

12.3 Abstimmung zu TOP 1 

Nun rief der Versammlungsleiter zur Abstimmung auf und erläuterte das Subtrakti-

onsverfahren. 

Hierbei werden die NEIN-Stimmen und Stimmenthaltungen eingesammelt und ge-

zählt. Die JA-Stimmen ergeben sich dann nach Abzug der NEIN-Stimmen und der 

Enthaltungen von der Gesamtzahl der abgegebenen gültigen Stimmen. Er werde die 

Abstimmung über die Beschlussvorschläge zur Tagesordnung in einem Arbeitsgang 

durchführen und die Stimmbelege in einem Sammelgang einsammeln. 

Der Stimmbogen enthalte Stimmabschnitte, die identisch zum jeweiligen Tagesord-

nungspunkt nummeriert und mit NEIN bzw. ENTHALTUNG beschriftet seien. Sollte 

man gegen einen Beschlussvorschlag sein, so trenne man bitte den mit der entspre-

chenden Nummer und der Beschriftung NEIN versehenen Stimmabschnitt aus dem 

Stimmbogen und gebe ihn in den Sammelbehälter. Wolle man sich enthalten, so tren-

ne man bitte den mit der entsprechenden Nummer und der Beschriftung ENTHAL-

TUNG versehenen Stimmabschnitt aus dem Stimmbogen und gebe ihn in den Sam-

melbehälter. Sei man für einen Beschlussvorschlag, müsse man nichts tun. Soweit 

man die Vorschläge der Verwaltung ablehnen oder sich enthalten möchte, müsse man 

also aktiv tätig werden. Stimme man zu, müsse man nichts tun. 
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Eine Doppelabgabe führe zur Ungültigkeit der Stimmabgabe zu diesem Beschlussvor-

schlag. Stimmabschnitte, die nicht aufgerufen wurden, bleiben bei der Feststellung des 

Ergebnisses unberücksichtigt. 

Die Abstimmungshelfer werden nach Eröffnung der Abstimmung die Reihen langsam 

abgehen und die Stimmbelege einsammeln. Stimmbelege werden nur in diesem Raum 

eingesammelt. 

12.4 Beschlussvorschlag zu TOP 1 

Der Versammlungsleiter rief nun den Beschlussvorschlag auf. Dieser werde so zur 

Abstimmung gestellt, wie er im Bundesanzeiger am 20. September 2023 bekannt ge-

macht wurde. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlugen vor: 

a) Die von der Hauptversammlung am 13. Oktober 2020 erteilten Ermächtigung 

zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugs-

rechts der Aktionäre werde mit Wirkung ab Fassung dieses Beschlusses aufgeho-

ben. 

b) Die Gesellschaft werde ermächtigt, bis zum 29. Oktober 2028 eigene Aktien in 

Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals oder — falls dieser Betrag geringer ist —

des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapi-

tals zu erwerben mit der Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser Ermächtigung 

erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft, welche die 

Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder welche ihr nach den 

§§ 71a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 

Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung dürfe von der Gesell-

schaft nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. Die Er-

mächtigung könne ganz oder in Teilbeträgen einmal oder mehrmals, durch die 

Gesellschaft oder Dritte für Rechnung der Gesellschaft ausgeübt werden. 

c) Der Erwerb der Aktien dürfe über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 

gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. Im Falle des Erwerbs über die 

Börse dürfe der von der Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne Er-

werbsnebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs für die Aktien der Gesell-

schaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der Verpflichtung zum Er-

werb der Aktien vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr als 10 % über-

oder unterschreiten. Bei einem öffentlichen Kaufangebot dürfe der Angebotspreis 

je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs für die 
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Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der Ver-

öffentlichung des Kaufangebots vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr 

als 10 % über- oder unterschreiten. Sollte bei einem öffentlichen Kaufangebot das 

Volumen der angebotenen Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen überschrei-

ten, müsse die Annahme unter partiellem Ausschluss eines etwaigen Andienungs-

rechts der Aktionäre im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Eine 

bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 50 Stück zum Erwerb ange-

botener Aktien der Gesellschaft je Aktionär könne unter partiellem Ausschluss 

eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre vorgesehen werden. Zur Vermei-

dung rechnerischer Bruchteile von Aktien könne unter partiellem Ausschluss ei-

nes etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre eine Rundung nach kaufmänni-

schen Gesichtspunkten vorgesehen werden. 

d) Der Vorstand werde ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen 

Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines wei-

teren Hauptversammlungsbeschlusses bedürfe. Die Ermächtigung zur Einziehung 

könne ganz oder in Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden. 

e) Der Vorstand werde ermächtigt, aufgrund dieser Ermächtigung erworbene eigene 

Aktien, soweit sie nicht über die Börse oder aufgrund eines Angebots zum Bezug 

von Aktien im Verhältnis ihrer Beteiligung an alle Aktionäre veräußert werden 

sollen, unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, Dritten gegen Sachleis-

tungen im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen an Unter-

nehmen — auch im Rahmen von Verschmelzungen oder anderen Umwandlungs-

vorgängen — anzubieten. Die Ermächtigung nach dieser  lit.  e) könne ganz oder in 

Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden. 

13. Abstimmungshinweise 

Er gab folgende Abstimmungshinweise: Sei man gegen diesen Vorschlag, so löse man 

bitte den Stimmabschnitt mit der Nummer 1 und der Beschriftung NEIN aus dem 

Stimmbogen und halte ihn für den Sammelgang bereit. Sofern man sich enthalten wol-

le, löse man bitte den Stimmabschnitt mit der Nummer 1 und der Beschriftung ENT-

HALTUNG aus dem Stimmbogen und halte ihn für die Abstimmung bereit. Wenn 

man mit JA stimmen wolle, brauche man nichts zu tun. 

14. Neue Präsenz 

Die Präsenz hat sich zwischenzeitlich nicht geändert. Sie sah weiterhin wie folgt aus: 
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Von dem Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 3.090.000,00 EUR, welches in 

3.090.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt ist, sind heute vertreten: 

2.792.665 Aktien mit ebenso vielen Stimmen. Dies entsprach 90,38 % des eingetrage-

nen Grundkapitals der Gesellschaft. Das Teilnehmerverzeichnis läge während der 

Hauptversammlung am Wortmeldetisch zur Einsicht aus. 

15. Einsammeln der Stimmabschnitte 

Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sei ab sofort nicht 

mehr möglich. Zusätzlich zu den im Saal abgegebenen Stimmen würden die bereits im 

EDV-System hinterlegten Voten in die Abstimmungen einbezogen werden. 

Sodann wurden die Stimmabschnitte betreffend den Tagesordnungspunkt TOP 1 

eingesammelt. Für die Auszählung wurde die Hauptversammlung kurz unterbrochen. 

Die Auszählung wurde unter Aufsicht des Notars durchgeführt. 

Nach Abschluss des Einsammelns schloss der Versammlungsleiter die Abstimmung. 

16. Feststellung und Verkündung der gefassten Beschlüsse 

Sodann wurde die Hauptversammung fortgesetzt. 

17. Abstimmungspräsenz 

Die Präsenz hat sich zwischenzeitlich nicht geändert. Sie sah weiterhin wie folgt aus: 

Von dem Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von 3.090.000,00 EUR, welches in 

3.090.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien eingeteilt ist, waren vertreten: 

2.792.665 Aktien mit ebenso vielen Stimmen. Dies entsprach 90,38 % des eingetrage-

nen Grundkapitals der Gesellschaft. Das Teilnehmerverzeichnis läge während der 

Hauptversammlung am Wortmeldetisch zur Einsicht aus. 

18. Ergebnis 

Der Versammlungsleiter kam nun zur Feststellung und Verkündigung des Ergebnisses 

der Abstimmung. 

Der Versammlungsleiter stellt fest und verkündete: Die Abstimmung ergab bei 

2.792.665 Aktien, für die gültige 2.792.664 Stimmen abgegeben wurden, dies 

entspreche 90,38 % des eingetragenen Grundkapitals: 2.792.314 JA-Stimmen 

(= 99,99 %), 350 NEIN-Stimmen (= 0,01 %) und 1 Enthaltung. 
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Die Hauptversammlung habe zu Tagesordnungspunkt 1 „Beschlussfassung über die 

Aufhebung des Beschlusses vom 13. Oktober 2020 zum Erwerb und zur Veräußerung 

eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie über einen 

erneuten Ermächtigungsbeschluss" — wie im Bundesanzeiger vom 20. September 2023 

veröffentlicht — mit der erforderlichen Mehrheit angenommen. 

Damit hat der Versammlungsleiter die Abstimmungsergebnisse zum 

Tagesordnungspunkt 1 festgestellt und verkündet. 

Der Versammlungsleiter schloss die Hauptversammlung um 10:19 Uhr. 
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Ich, der beurkundende Notar stellte insbesondere fest: 

• Alle Beteiligten waren während aller Abstimmungen ununterbrochen anwesend. 

• Sämtliche Abstimmungen wurden in der von dem Versammlungsleiter bestimmten, 

vorstehend aufgeführten Art vorgenommen und durchgeführt. 

• Die Ergebnisse der Beschlüsse wurden von dem Versammlungsleiter sofort 

festgestellt und verkündet. 

• Zu keinem Beschluss wurde Widerspruch zur Niederschrift erhoben. 
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Hierüber wurde diese in der Urschrift bei dem Notar verbleibende Niederschrift nebst Anlagen 

aufgenommen und von mir eigenhändig unterschrieben. 
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Anlage 1 



Name Bereich Information V.-Datum 

capsensixx AG 

Frankfurt am Main 

Gesellschafts- Einladung zur außerordentlichen Hauptversammlung 20.09.2023 

bekanntmachun-

 

gen 

Suchergebnis 

CAPSENS1XX 
FINANCIAL  ADMINISTRATION AS A SERVICE 

capsensixx AG 

Frankfurt am Main 

- WKN A2G9M1 
ISIN DE000A2G9M17 - 

Einladung zur außerordentlichen Hauptversammlung 

Wir laden hiermit unsere Aktionäre zu der am Montag, den 30. Oktober 2023, um 10:00 Uhr (MEZ) in den Kanzleiräumen der  Baker 
Tilly  Rechtsanwaltsgesellschaft mbH im Hochhaus  ONE,  24. Etage, Brüsseler Str. 1-3, 60327 Frankfurt am Main, stattfindenden 
außerordentlichen Hauptversammlung ein. 

I. Tagesordnung 

1. Beschlussfassung über die Aufhebung des Beschlusses vom 13. Oktober 2020 zum Erwerb und zur Veräußerung 
eigener Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre sowie über einen erneuten Ermächtigungsbeschluss 

Durch den Beschluss der Hauptversammlung der Gesellschaft vom 13. Oktober 2020 ist die Gesellschaft bis zum 12. Oktober 2025 
ermächtigt worden, eigene Aktien der Gesellschaft in Höhe von bis zu 10% des Grundkapitals zu erwerben; zudem ist die Gesellschaft 
unter anderem dazu ermächtigt worden, die auf Grund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung 
oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Gesellschaft hat von diesen Ermächtigungen 
Gebrauch gemacht. Insgesamt wurden in den Jahren 2020 und 2021 von der Gesellschaft 340.000 eigene Aktien im Rahmen von 
Rückkaufprogrammen erworben. Diese Aktien sind am 8. September 2023 eingezogen worden. Der Beschluss der Hauptversammlung 
vom 13. Oktober 2020 ist demnach weitestgehend obsolet geworden. Der Beschluss soll für die Zukunft aufgehoben werden und der 
Gesellschaft eine erneute Ermächtigung erteilt werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor: 

a) Die von der Hauptversammlung am 13. Oktober 2020 erteilten Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien 
unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wird mit Wirkung ab Fassung dieses Beschlusses aufgehoben. 

b) Die Gesellschaft wird ermächtigt, bis zum 29. Oktober 2028 eigene Aktien in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals oder -
falls dieser Betrag geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben 
mit der Maßgabe, dass auf die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen Aktien der 
Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder welche ihr nach den §§ 71a ff. AktG 
zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Ermächtigung darf von 
der Gesellschaft nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien genutzt werden. Die Ermächtigung kann ganz oder in 
Teilbeträgen einmal oder mehrmals, durch die Gesellschaft oder Dritte für Rechnung der Gesellschaft ausgeübt werden. 

c) Der Erwerb der Aktien darf über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. 
Im Falle des Erwerbs über die Börse darf der von der Gesellschaft gezahlte Erwerbspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) 
den durchschnittlichen Schlusskurs für die Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der 
Verpflichtung zum Erwerb der Aktien vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Bei 
einem öffentlichen Kaufangebot darf der Angebotspreis je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen Schlusskurs 
für die Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der Veröffentlichung des Kaufangebots 
vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Sollte bei einem öffentlichen Kaufangebot 
das Volumen der angebotenen Aktien das vorgesehene Rückkaufvolumen überschreiten, muss die Annahme unter partiellem 
Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Eine 
bevorrechtigte Annahme geringer Stückzahlen bis zu 50 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär 
kann unter partiellem Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre vorgesehen werden. Zur Vermeidung 
rechnerischer Bruchteile von Aktien kann unter partiellem Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre eine 
Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgesehen werden. 



d) Der Vorstand wird ermächtigt, die aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung 
oder ihre Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Ermächtigung zur Einziehung kann ganz 
oder in Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden. 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, aufgrund dieser Ermächtigung erworbene eigene Aktien, soweit sie nicht über die Börse oder 
aufgrund eines Angebots zum Bezug von Aktien im Verhältnis ihrer Beteiligung an alle Aktionäre veräußert werden sollen, unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre, Dritten gegen Sachleistungen im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder 
Beteiligungen  art  Unternehmen - auch im Rahmen von Verschmelzungen oder anderen Umwandlungsvorgängen - anzubieten. 
Die Ermächtigung nach dieser  lit.  e) kann ganz oder in Teilen einmal oder mehrmals ausgeübt werden. 

II. Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 1 

Zu Tagesordnungspunkt 1 erstattet der Vorstand gemäß §§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 4 S. 2 AktG folgenden Bericht: 

Der Beschlussvorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat sieht vor, dass die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung am 13. 
Oktober 2020 erteilte und bis zum 12. Oktober 2025 befristete Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre für die Zeit ab Beschlussfassung aufgehoben wird und der Gesellschaft eine neue 
Ermächtigung erteilt wird, die nachfolgend erläutert wird. 

§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG ermöglicht es Aktiengesellschaften, aufgrund einer höchstens 5 Jahre geltenden Ermächtigung der 
Hauptversammlung eigene Aktien in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals zu erwerben. Der Erwerb eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 
1 Nr. 8 AktG ist zum Zweck des Handels mit eigenen Aktien und zur kontinuierlichen Kurspflege unzulässig. Bei dem Erwerb eigener 
Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre gemäß § 53a AktG zu wahren. Da der Erwerb der Aktien über die Börse 
oder durch ein öffentliches Kaufangebot erfolgen soll, wird diesem Grundsatz Rechnung getragen. 

Übersteigt bei einem öffentlichen Kaufangebot die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der Gesellschaft nachgefragte 
Anzahl an Aktien, so soll es möglich sein, dass der Erwerb nach dem Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgt 
(Andienungsquoten). Dieser Erwerb nach Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten ermöglicht es, das Erwerbsverfahren in 
einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch abzuwickeln. Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme geringer 
Stückzahlen bis zu 50 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär vorgesehen werden können. Diese 
Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine, in der Regel unwirtschaftliche Restbestände und eine damit möglicherweise einhergehende 
faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung der technischen 
Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer 
Bruchstücke von Aktien ermöglicht werden. Der Vorstand hält einen hierin liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden 
Andienungsrechts der Aktionäre für sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen. 

Die vorgesehene Ermächtigung ermöglicht es, im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre eigene Aktien bis zur Höhe von 10 0/0 
des derzeitigen Grundkapitals oder - falls dieser Betrag geringer ist - des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft über die Börse zu einem Preis zu erwerben, der den durchschnittlichen Schlusskurs an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der Verpflichtung zum Erwerb der Aktien vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr als 

10 % über- bzw. unterschreiten darf. 

Bei einem öffentlichen Angebot zum Erwerb eigener Aktien darf der Angebotspreis den durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den drei der Veröffentlichung des Kaufangebots vorangegangenen Handelstagen um nicht mehr als 10 
0/0 über- bzw. unterschreiten. 

Bei der Ausnutzung von Ermächtigungen zum Erwerb eigener Aktien ist die Grenze des § 71 Abs. 2 AktG zu beachten. Danach dürfen 
auf die erworbenen eigenen Aktien zusammen mit anderen gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Nr. 7 und Nr. 8 AktG erworbenen Aktien, die 
die Gesellschaft erworben hat und noch besitzt, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen. 

Gemäß der vorgeschlagenen Ermächtigung können von der Gesellschaft erworbene Aktien ohne weiteren Hauptversammlungsbeschluss 
durch den Vorstand eingezogen werden. Das Grundkapital der Gesellschaft wird hierdurch herabgesetzt. 

Die Ermächtigung sieht zudem die Möglichkeit vor, die erworbenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über 
die Börse wieder zu veräußern. Aufgrund eines öffentlichen Angebots an alle Aktionäre bzw. bei der Veräußerung eigener Aktien über 
die Börse wird bei der Veräußerung das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 

Aufgrund der vorgeschlagenen Ermächtigung können die erworbenen Aktien auch verwendet werden, um mit ihnen als Gegenleistung 
Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben. Damit soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden können, die 
erworbenen Aktien als Gegenleistung für eine Sacheinlage zu verwenden, wodurch die Gesellschaft in die Lage versetzt wird, eigene 
Aktien als Akquisitionswährung nutzen zu können. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft die Möglichkeit geben, sich 
bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre flexibel und kostengünstig ausnutzen zu können und hierbei die Zahlung des Kaufpreises durch erworbene eigene Aktien 
bewirken zu können. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien Bericht erstatten. 

III. Weitere Angaben zur Einberufung 

Teilnahmebedingungen 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der 
Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der Versammlung, spätestens also 
bis zum 23. Oktober 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden Adresse zugehen: 

capsensixx AG 
cio Computershare  Operations  Center 
80249 München 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de 

Die Berechtigung ist durch eine in Textform und in deutscher oder englischer Sprache erstellte Bescheinigung des Letztintermediärs 
(depotführendes Kredit- oder Finanzdienstleistungsinstitut) über den Anteilsbesitz nachzuweisen. Die Bescheinigung hat sich auf den 



Beginn des 21. Tages vor der Versammlung, also auf den Beginn des 9. Oktober 2023, 00:00 Uhr (MESZ), zu beziehen 
(Nachweisstichtag bzw.  Record  Date). 

Bedeutung des Nachweisstichtags  (Record  Date) 

Der Nachweisstichtag  (Record  Date) ist das entscheidende Datum für den Umfang und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts 
in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des 
Stimmrechts als Aktionär nur, wer einen Nachweis des Anteilsbesitzes zum  Record  Date erbracht hat. Veränderungen im Aktienbestand 
nach dem  Record  Date haben hierfür keine Bedeutung. Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem  Record  Date erworben haben, können 
nicht an der Hauptversammlung teilnehmen. Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und den Nachweis erbracht haben, sind 
auch dann zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt, wenn sie die Aktien nach dem 
Record  Date veräußern. Der Nachweisstichtag hat keine Auswirkungen auf die Veräußerbarkeit der Aktien und ist kein relevantes 
Datum für eine eventuelle Dividendenberechtigung. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

Aktionäre können ihr Stimmrecht durch einen Bevollmächtigten, zum Beispiel durch einen Intermediär oder eine Vereinigung von 
Aktionären oder eine andere Person ihrer Wahl, ausüben lassen. Die Erteilung einer Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen, soweit sie nicht an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 
Stimmrechtsberater oder eine andere in § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution erteilt werden, der Textform. Die 
Erteilung einer Vollmacht kann auch postalisch oder per E-Mail bis spätestens zum 29. Oktober 2023, 24:00 Uhr (MEZ), an die 
vorgenannte Anschrift zur Anmeldung zur Hauptversammlung übersandt werden. Hierfür kann das Formular verwendet werden, das 
den Aktionären mit der Eintrittskarte übersandt wird. 

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und andere in § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen 
können für ihre eigene Bevollmächtigung abweichende Regelungen für die Form der Vollmacht vorgeben. Die Aktionäre werden 
gebeten, sich in einem solchen Fall mit dem zu Bevollmächtigenden rechtzeitig wegen einer von ihm möglicherweise geforderten Form 
der Vollmacht abzustimmen. 

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können sich durch die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Den 
Stimmrechtsvertretern müssen neben der Vollmacht auch Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Sie üben das 
Stimmrecht ausschließlich auf Grundlage der Weisungen aus. Auch in diesem Fall ist eine rechtzeitige Anmeldung zur 
Hauptversammlung erforderlich. Die Vollmacht und die Erteilung von Weisungen bedarf der Textform und kann bis spätestens zum 29. 
Oktober 2023, 24:00 Uhr (MEZ), postalisch oder per E-Mail an die vorgenannte Anschrift zur Anmeldung zur Hauptversammlung 
übersandt werden. Hierfür kann das Formular verwendet werden, das den Aktionären mit der Eintrittskarte übersandt wird. 

Rechte der Aktionäre 

Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 EURO erreichen, 
können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss 
eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

Verlangen auf Ergänzung der Tagesordnung müssen schriftlich an den Vorstand gerichtet werden und der Gesellschaft mindestens 30 
Tage vor der Versammlung, also bis zum 29. September 2023, 24:00 Uhr (MESZ), unter folgender Adresse zugehen. 

capsensixx AG 
Vorstand 
Bettinastraße 57 - 59 
60325 Frankfurt am Main 
E-Mail: ir©capsensixx.de 

Die Antragsteller müssen nachweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Ergänzungsverlangens Inhaber 

der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt gemacht wurden -
unverzüglich in gleicher Weise wie die Einberufung bekannt gemacht. 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1, § 127 AktG 

Jeder Aktionär ist berechtigt, Gegenanträge oder Wahlvorschläge zu den Punkten der Tagesordnung zu übersenden. 

Die Gesellschaft wird Anträge i.S.v. § 126 AktG von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung unter 

https://www.capsensixx.de/hauptversammlung/ 

zugänglich machen, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung, also bis zum 15. Oktober 2023, 24:00 Uhr (MESZ), 
der Gesellschaft einen zulässigen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt 
der Tagesordnung mit Begründung an nachfolgend genannte Adresse übersandt hat. 

capsensixx. AG 
Investor  Relations 
Bettinastraße 57 - 59 
60325 Frankfurt am Main 
E-Mail: ir@capsensixx.de 

Diese Regelungen gelten für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl der Aufsichtsratsmitglieder und des Abschlussprüfers sinngemäß, 
wobei Wahlvorschläge keiner Begründung bedürfen. 

Aktionäre werden gebeten, ihre Aktionärseigenschaft im Zeitpunkt der Übersendung des Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags 
nachzuweisen. 

Auskunftsrecht gemäß § 131 Abs. 1 AktG 



Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, 

soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch 

auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des 

Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

Weitergehende Erläuterungen der Rechte der Aktionäre 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG stehen auf der 

Internetseite unter 

https://www.capsensixx.de/hauptversammlung/ 

zur Verfügung. 

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Einberufung 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist im Zeitpunkt der Einberufung dieser Hauptversammlung eingeteilt in 3.090.000 nennwertlose 

Stückaktien, von denen jede Aktie eine Stimme gewährt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beläuft sich somit auf 3.090.000 
Stimmrechte. 

Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Folgende Informationen sind ab der Einberufung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.capsensixx.de/hauptversammlung/ 

zugänglich: 

- der Inhalt dieser Einberufung, 

— der Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 1, 

— die weitergehenden Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

— sowie ein Formular zur Stimmrechtsvertretung. 

Informationen zum Datenschutz 

Die Gesellschaft verarbeitet zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Hauptversammlung personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und 

etwaiger Aktionärsvertreter. 

Diese Daten umfassen insbesondere den Namen, den Wohnort bzw. die Anschrift, eine etwaige E-Mail-Adresse, den jeweiligen 

Aktienbestand, die Nummer der Eintrittskarte, die Erteilung etwaiger Stimmrechtsvollmachten sowie Weisungen zur 
Stimmrechtsausübung und die zur Beantwortung gestellten Fragen und Widersprüche gegen die Beschlussfassungen. Je nach Lage des 
Falls kommen auch weitere personenbezogene Daten in Betracht. 

Verantwortlicher, Zweck und Rechtsgrundlage 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft die verantwortliche Stelle. Der Zweck der Datenverarbeitung ist, den Aktionären und 

Aktionärsvertretern die Teilnahme an der Hauptversammlung sowie die Ausübung ihrer Rechte vor und während der 
Hauptversammlung zu ermöglichen. Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Satz 1  lit.  c DSGVO. 

Empfänger 

Die Gesellschaft beauftragt anlässlich ihrer Hauptversammlung verschiedene Dienstleister und Berater. Diese erhalten von der 

Gesellschaft nur solche personenbezogenen Daten, die zur Ausführung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. Die Dienstleister und 
Berater verarbeiten diese Daten ausschließlich nach Weisung der Gesellschaft. Im Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen 
der gesetzlichen Vorschriften den Aktionären und Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt, namentlich über das 
Teilnehmerverzeichnis. 

Speicherungsdauer 

Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist oder die Gesellschaft ein berechtigtes Interesse 
an der Speicherung hat, etwa im Falle gerichtlicher oder außergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. 
Anschließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht. 

Betroffenenrechte 

Betroffene haben nach Kap.  III  DSGVO unter bestimmten gesetzlichen Voraussetzungen ein Auskunfts-, Berichtigungs-, 
Einschränkungs-, Widerspruchs- und Löschungsrecht mit Blick auf ihre personenbezogenen Daten und deren Verarbeitung sowie ein 
Recht auf Datenübertragbarkeit. Außerdem steht Betroffenen ein Beschwerderecht bei den Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 
DSGVO zu. 

Kontaktdaten 

Die Kontaktdaten der Gesellschaft lauten: 

capsensixx AG 
Bettinastraße 57-59 

60325 Frankfurt am Main 

Telefax: +49 69 2474799 10 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter: datenschutz@capsensixx.de 

Frankfurt am Main, im September 2023 

capsensixx AG 

DER VORSTAND 
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